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Kein Schuft ist,
wer Böses dabei denkt

„Honi soit qui mal y pense!“ Ein Schuft
sei, wer Böses dabei denkt – es gibt kaum
ein Sprichwort, das in seiner aus dem 15.
Jahrhundert stammenden, französischen
Originalfassung den Deutschen so geläu-

fig ist wie dieses. Sehr frei könnte man es auch so übersetzen:
„Nicht alles, was anstößig erscheint, muss auch moralisch ver-
werflich sein.“

Ein Schuft sei, wer Böses dabei denkt? Kein Schuft sei, wer
Böses dabei denkt? An abstrakten Beispielen lassen sich diese
Fragen schwer entscheiden. Und ein einfach hingesagtes Urteil
lässt sich heutzutage schon gar nicht fällen, wenn es um die
Gespinste der Macht an europäischen Königshöfen vor fünf-
hundert Jahren geht. Wenn es um den Test geht, ob böse Ge-
danken sich um politische Entscheidungen ranken können,
dann müsste man nach einem Fall aus der Jetztzeit suchen.
Und man wird auch rasch fündig. Zum Beispiel in der Befrach-
tung des „Wachstumsbeschleunigungsgesetzes“ der schwarz-
gelben Koalition mit der Begünstigung von Hotelübernachtun-
gen durch die Senkung der Mehrwertsteuer von 19 auf sieben
Prozent. 

Ein Schuft, der Böses dabei denkt? Ein Schuft, der auf die
Idee kommt, das könnte ein „Dankeschön“ der Liberalen für
den Zuspruch der Bürger an der Wahlurne sein? Oder gar das
Versprechen: „Davon könnte es – bei kluger Wahl  – künftig
mehr geben?“ Oder ist das nur gegen die Liberalen ausgedacht,
und es gilt eben auch hier der Wahlspruch der Edlen des 15.
Jahrhunderts: „Honi soit qui mal y pense?“

Man würde es dem Liberalismus wünschen, dass es den
FDP-Politikern dieser Tage nur um die Beschleunigung des
Wachstums ging. Sie müssen aber Verständnis dafür haben,
dass es selbst dem liberal denkenden Wähler schwerfällt, sich
als Schuft zu fühlen, wenn er bei der Mehrwertsteuerpräferenz
fürs Schlafen im Hotel ein Kleinwenig doch ans Böse denkt.

Hans D. Barbier

BAföG 2008
Das Statistische Bundesamt hat
für das Jahr 2008 rund 822 000
junge Erwachsene gezählt, die
Leistungen nach dem Bundes-
ausbildungsförderungs gesetz
(BAföG) erhielten. Das waren
16 000 (zwei Prozent) mehr als
im Vorjahr. Unter den Geför-
derten waren knapp 312 000
Schülerinnen und Schüler so-
wie 510 000 Studierende. Wäh-
rend die Zahl der geförderten
Schüler nahezu gleich blieb,
wurden im Vergleich zum Vor-
jahr 3,2 Prozent mehr Studie-
rende gefördert.

Die Förderung erstreckte
sich zum Teil nicht über das
volle Jahr. Im Durchschnitt
wurden je Monat 525 000 Per-
sonen – 192 000 Schüler und
333 000 Studierende – unter-
stützt. 52 Prozent der BAföG-
Empfänger erhielten eine Voll-
förderung, also den maxima-
len Förderbetrag von zurzeit
648 ¤ im Monat. Die Höhe die-
ses Betrages hängt von der
Ausbildungsstätte (eine Be-
rufsfachschule oder eine Hoch-
schule) und der Unterbringung
(bei den Eltern oder auswärts)
ab. Die übrigen BAföG-Emp-
fänger erhielten eine Teilförde-
rung, die geleistet wird, wenn
das Einkommen der Eltern
oder der Geförderten bestimm-
te Grenzen übersteigt.

Die BAföG-Ausgaben des
Bundes und der Länder betru-
gen im Jahr 2008 rund 2 330
Millionen ¤, 144 Millionen ¤
mehr als im Vorjahr. Für die
Schülerförderung wurden 741
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Millionen ¤, für die Studieren-
denförderung rund 1,6 Milliar-
den ¤ bereitgestellt. Im Durch-
schnitt erhielten geförderte
Schüler monatlich 321 ¤ pro
Person. Geförderte Studieren-
de hatten 398 ¤ pro Person zur
Verfügung.

Mitte Januar hat Annette
Schavan, Bundesministerin für
Bildung und Forschung, eine
Anhebung des BAföG für Ok -
tober 2010 angekündigt. Die
Elternfreibeträge und Ver-
dienstgrenzen sollen um drei
Prozent erhöht werden. Der
BAföG-Satz soll um zwei Pro-
zent angehoben werden.
www.destatis.de

Schülerhilfe privat
Nachhilfe gehört für viele Ju-
gendliche in Deutschland zum
Alltag: Rund 1,1 Millionen
Schüler nehmen regelmäßig
bezahlten Nachhilfeunterricht
in Anspruch. Laut Bertelsmann
Stiftung ist Nachhilfe bereits in
der Primarstufe üblich: Häufig
wird sie in Anspruch genom-
men, wenn es am Ende der
Grundschulzeit um die Emp-
fehlung für die weiterführende
Schule geht. 

Da die Datenlage zur Nach-
hilfe in Deutschland recht
löchrig ist, haben die Autoren
der Studie eine Ober- und ei-
ne Untergrenze der jähr-
lichen Ausgaben für Nachhil-
feunterricht berechnet. Dem-
nach geben Eltern für Nach-
hilfe im Jahr zwischen 942
Millionen ¤ und 1,5 Milliar-
den ¤ aus. Legt man die



Es gibt gut zwei Millionen Stu-
dierende in Deutschland. Nur
etwa 40 000 von ihnen erhiel-
ten 2009 ein Stipendium. Die
Studienförderwerke berichten
von einer stark gestiegenen
Nachfrage nach Stipendien,
seit einige Bundesländer Stu-
diengebühren – üblicherweise
500 ¤ je Semester – einge-
führt haben. Das Stipendien-
angebot ist allerdings dahinter
zurück geblieben: Es kommen
bis zu zehn Bewerber auf ein
Stipendium.

Studienförderwerke
helfen bislang
Wer ein Stipendium haben
möchte, kann sich derzeit an
zwölf vom Bundesbildungsmi-
nisterium mitfinanzierte Stu-
dienförderwerke wenden. Für
die überparteiliche Studien-
stiftung des deutschen Volkes
beispielsweise, das größte und
älteste Förderwerk, braucht
man eine Empfehlung eines
Professors oder Dozenten.
Mehr als 11 000 Stipendiaten
betreute die Studienstiftung
im vergangenen Jahr; ein
Großteil der Geförderten er-
hielt die Grundförderung: mo-
natlich 80 ¤ Büchergeld.

Dennoch kommen viele
Studenten erst gar nicht auf
die Idee, sich um ein Stipen-
dium zu bewerben. Dabei ist
es durchaus überlegenswert,
denn im Gegensatz zum BA-
föG muss ein Stipendium
nicht zurückgezahlt werden.
Ziel von Einrichtungen wie

der Studienstiftung des Deut-
schen Volkes oder der partei-
nahen Stiftungen ist es, quali-
fizierte und engagierte junge
Menschen zu fördern. Maxi-
mal 665 ¤ erhalten Studieren-
de derzeit; die Höhe des Sti-
pendiums wird ähnlich wie
beim BAföG berechnet. Das
Deutsche Studentenwerk hat
ausgerechnet, dass Stipendia-
ten durchschnittlich 328 ¤ im
Monat bekommen. Gefördert
werden über die monatlichen
Zahlungen hinaus zudem
Auslandsaufenthalte oder
Sprachkurse, und oft bieten
Stiftungen auch Kurse an
oder vermitteln Praktika.

Stipendien sind rar
Anspruchsberechtigte kön-
nen zudem Leistungen nach
dem Bundesausbil dungs för -
derungsgesetz (BAföG) erhal-
ten. Der Maximalbetrag liegt
zurzeit bei 648 ¤ im Monat.
Eine Hälfte des Betrages geht
als Zuschuss an die BAföG-
Empfänger, die andere Hälfte
gibt es als zinsloses Darlehen.
Insgesamt gab Vater Staat
2009 rund 2,3 Milliarden ¤

für BAföG-Leistungen aus.
Damit wurden im Jahres-
durchschnitt 333 000 Studie-
rende unterstützt.

Um mehr Studierende zu
fördern und Wissen als „wich-
tigsten Rohstoff zu erschlie-
ßen“, sollen künftig neben BA-
föG-Zahlungen verstärkt auch
Stipendien zur Studienfinan-
zierung beitragen. An der Zahl

der Stipendien hapert es in
Deutschland noch. Zwar gibt
es Stipendien von mehr als
2 000 Stiftungen aller Art.
Großzügig ausgestattet sind
nur die wenigsten von ihnen.
Dabei hatte insbesondere die
Wirtschaft vor der Einführung
von Studiengebühren hohe Er-
wartungen geweckt. Der da-
malige Präsident des Bundes-
verbands der Deutschen In-
dustrie (BDI), Jürgen Thu-
mann, versprach 2005, man
werde „eine Stipendienkultur
aufbauen, und dafür wird die
Wirtschaft Geld in die Hand
nehmen“. Einen Fonds für Stu-
dentenförderung wollte die
Wirtschaft gründen, um dem
Fachkräfte- und Akademiker-
mangel zu begegnen. Eine
zentrale Initiative des BDI
oder anderer Wirtschaftsver-
bände gibt es bislang aber
nicht.

Der Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft – die
wissenschaftspolitische Orga-
nisation von rund 3 000 deut-
schen Unternehmen, Unter-
nehmensverbänden, Stiftun-
gen und Privatpersonen –
verweist dagegen auf eine ak-
tuelle Untersuchung des Ins -
tituts der deutschen Wirt-
schaft (IW). Demnach seien
deutsche Unternehmen akti-
ver, als die amtliche Statistik
zeige: Sie weise nur rund eine
Milliarde Euro aus, etwas
mehr als ein Viertel der von
den Hochschulen eingeworbe-
nen Drittmittel. Nicht erfasst
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Stipendium – Hilfe mit Schönheitsfehlern
Annette Schavan, Bundesministerin für Bildung und Forschung, hat sich für das Jahr 2010 viel
vorgenommen: Ein „Bologna-Gipfel“ mit Ländern und Hochschulen zur Reform der umstritte-
nen Bachelor-Studiengänge steht im April an. Im Juni folgt der dritte Bildungsgipfel. Schließlich
soll ein mehrere hundert Millionen m teures Stipendienprogramm aufgelegt werden.

Untergrenze der jährlichen
Gesamtausgaben für Nachhil-
feunterricht auf alle Schüler
allgemein bildender Schulen
um, zeigen sich deutliche
Unterschiede zwischen den
Bundesländern. Am höchsten
sind die durchschnittlichen
Ausgaben pro Schüler und
Jahr mit 131 ¤ im Stadtstaat
Hamburg sowie in Baden-
Württemberg. In Sachsen-An-
halt und Mecklenburg-Vor-
pommern liegen sie dagegen
nur bei monatlich 74 ¤. Im
Bundesdurchschnitt werden
rund 108 ¤ gezahlt.
www.bertelsmann-stiftung.de

Rekordförderung
Die staatliche Förderbank
KfW hat inländischen Unter-
nehmen und Verbrauchern
2009 so viel Fördermittel wie
noch nie in ihrer Geschichte
zugeteilt. Das Volumen stieg
um 5,8 auf 49,2 Milliarden ¤.
Auch für das laufende Jahr
rechnet die KfW mit reger
Kreditnachfrage. Im Ausland
senkte die KfW dagegen ihr fi-
nanzielles Engagement und
förderte mit 13,4 Milliarden ¤
40 Prozent weniger als im
Vorjahr.

Das Konjunkturprogramm
der Bundesregierung trug
zum starken Anstieg der För-
derungen bei. Vom insgesamt
52,5 Milliarden ¤ schweren
Paket für Mittelstand, Woh-
nungsbau und Infrastruktur
sagte die KfW bis Ende 2009
Mittel in Höhe von 17,6 Milli-
arden ¤ zu. Davon entfielen
7,2 Milliarden ¤ auf das
Sonderkreditprogramm für
Unternehmen, für das 40
Milliarden ¤ der Mittel vorge-
sehen sind.
www.kfw.de/DE_Home/Presse/



BAföG nicht angerechnet wer-
den. Die Hälfte eines Stipen-
diums kommt vom Bund und
dem jeweiligen Bundesland,
die andere Hälfte soll die
Wirtschaft bereitstellen. Um
die Einwerbung des Geldes
müssen sich die Hochschulen
selbst kümmern. Der staatli-
che Anteil fließt nur, wenn es
der jeweiligen Hochschule ge-
lungen ist, Gelder von Dritten
zu aktivieren.

Unsicherheiten
Ungewiss ist dabei, ob die be-
nötigten Beträge auch tat-
sächlich zusammenkommen.
Das Stipendienmodell setzt
voraus, dass Unternehmen
kurzfristig bereit sind, viel
mehr Geld an den studenti-
schen Nachwuchs zu geben
als bisher. Niemand hindert
sie allerdings, schon jetzt
großzügig Stipendien zu ver-
geben. Doch direkte finan-
zielle Hilfen von der Wirt-
schaft kommen bislang nur
sporadisch.

Ein weiterer Knackpunkt
des geplanten Stipendienpro-
gramms: Soll es funktionie-
ren, müssen sich die Hoch-
schulen auf die Suche nach
Geldgebern machen. Das kos-
tet Zeit und Geld: für Aquise,
Auswahlverfahren und Aus-
wahl. Dabei sind auch an den
Universitäten in den vergan-
genen Jahren Mitarbeiter ein-
gespart worden. Entweder
müssen für das Programm
neue Mitarbeiter her – ange-

seien darin aber Sachspenden
wie Laborausstattungen, die
Mitwirkung von Unterneh-
men in der Lehre oder das
Angebot studienbegleitender
Praktika. Allerdings meint
auch der Stifterverband, dass
die Wirtschaft noch mehr tun
könnte und sollte.

In Planung: Nationales
Stipendienprogramm
Die Bundesregierung hat an-
gekündigt, ab Herbst ein na-
tionales Stipendienprogramm
aufzulegen, das leistungsbe-
zogen und unabhängig vom
Einkommen der Eltern ausge-
richtet sein soll. Für die Sti-
pendien-Offensive hat sich
besonders Andreas Pinkwart,
Minister für Innovation, Wis-
senschaft, Forschung und
Technologie des Landes
Nordrhein-Westfalen, einge-
setzt. Auf seine Initiative hin
sind in NRW bereits 1 400 Sti-
pendien ins Leben gerufen
worden. Den monatlichen
Förderbetrag von 300 ¤ fi-
nanzieren je zur Hälfte das
Land und ein privater Spon-
sor. In NRW soll schon in vier
Jahren die Stipendienquote
von zehn Prozent erreicht
werden.

Auch das bundesweite Mo-
dell sieht vor, dass bis zum
Jahr 2015 für zehn Prozent
der Studierenden ein Stipen-
dium in Höhe von 300 ¤ pro
Monat zur Verfügung stehen.
Das Geld soll nach Leistungs-
kriterien vergeben und beim

sichts der finanziellen Lage
der Bundesländer eher un-
wahrscheinlich – oder der
Aufwand muss an anderer
Stelle eingespart werden.
Schließlich müssen auch die
beteiligten Unternehmen
mehr tun, als nur Geld zu
überweisen, denn sie müssen
ihre eigenen Kriterien für die
Auswahlverfahren definieren.

Nur zehn Prozent 
Begabte?
Die Wahrscheinlichkeit ist
groß, dass vor allem jene von
der Zuwendung des Stipen-
dienprogramms profitieren,
die es nicht benötigen. Laut
einer aktuellen Sozialerhe-
bung des Deutschen Studen-
tenwerks gehen von 100 Kin-
dern aus Nichtakademiker-
haushalten gerade einmal 23
auf die Hochschulen. Von 100
Kindern aus Akademiker-
haushalten landen hingegen
83 Kinder an einer Hochschu-
le. Für sie wäre das Stipen-
dium ein Zuschuss, aber si-
cher nicht der ausschlagge-
bende Grund, ein Studium zu
beginnen. Für diejenigen aus
finanzschwachen Familien ist
die Aussicht auf ein Stipen-
dium möglicherweise moti-
vierend. Ob aber 300 ¤ aus-
reichen, ein auf vier oder fünf
Jahre dauerndes Studium an-
zutreten?

Die bisherige Vergabepraxis
– belegt auch durch eine Stu-
die des Hochschulinforma-
tionssystems (HIS) – zeigt,
dass Studierende aus finan-
ziell gesicherten Verhältnissen
größere Chancen auf ein Sti-
pendium haben. Demnach
sind unter Stipendiaten noch
weniger Kinder aus „Arbeiter-
familien“ vertreten als unter
den Studierenden insgesamt.

Gründe für die Schieflage:
Zum einen bewerben sich Kin-
der aus „bildungsfernen“ Fa-
milien seltener um Stipendien.
Zum anderen scheinen ihre
Chancen bei Bewerbungen
grundsätzlich geringer, selbst
bei gleich guten Abiturnoten.

Wissen erschließen –
aber wie?
Doch nur eine Studienfinan-
zierung, die grundsätzlich al-
len Studierfähigen zur Verfü-
gung steht – als Rechtsan-
spruch, nicht als freiwillige
Leistung –, erreicht die Akti-
vierung der „Begabungsreser-
ven“. Zwar haben sich zum
Wintersemester 2009/2010 so
viele junge Erwachsene wie
noch nie für ein Studium ein-
geschrieben. Doch der von der
Bundesregierung vermeldete
„Anfängerrekord“ ist Folge ge-
burtenstarker Schulabgänger-
jahrgänge und doppelter Ab-
iturjahrgänge durch die Schul-
zeitverkürzung an den Gym-
nasien. Spätestens im Jahr
2015, wenn die geburten-
schwachen Abiturientenjahr-
gänge die Schulen verlassen
und die Effekte der Schulzeit-
verkürzung verpufft sind, wer-
den Studienanfänger rar.

Insbesondere für Begabte
aus finanzschwachen Fami-
lien ist das geplante Stipen-
dienprogramm kaum eine
Hilfe. Wichtiger wäre eine Bil-
dungspolitik, die nicht nur ei-
ne formale Durchlässigkeit
von Schulen und Hochschu-
len gewährleistet. Jeder junge
Mensch muss in die Lage ver-
setzt werden, das mit der in-
dividuellen Begabung Mögli-
che zu erreichen, unabhängig
von den familiären Gegeben-
heiten.

Andreas Schirmer

„Das Thema Bildungsgerechtigkeit wird im Vordergrund der Arbeit der
Regierungskoalition stehen. Kein Kind darf verloren gehen. Bildung ist ein Bürgerrecht
und wir wissen, dass wir dabei noch nicht gut genug sind.“ 
Annette Schavan

Stipendien
Die staatlich unterstützten Förderungswerke vergeben laut Studenten-
werk die Hälfte der Förderungen. Einen Überblick bietet das Bundesbil-
dungsministerium auf www.stipendiumplus.de. Für Förderungen privater
Stiftungen können Studierende im Internet auf www.stipendienlotse.de
nach eigenen Kriterien suchen, zum Beispiel speziell für Waisen oder
ausländische Studierende.



Vollbeschäftigung
Im Januar waren nach offiziel-
len Zahlen der Bundesagentur
für Arbeit (BA) rund 3,6 Milli-
onen Menschen ohne Arbeit.
Im Vergleich zu Dezember
2009 waren im Januar
342 000 Personen mehr er-
werbslos.

Mehrere statistische Um-
stellungen reduzieren die offi-
zielle Zahl der Arbeitslosen, so

dass die – ebenfalls von der
BA genannte – Zahl der Unter-
beschäftigten aussagekräfti-
ger ist. Laut Definition der
Bundesagentur setzt sich die
Zahl der Unterbeschäftigten

Empfänger weiter verstärken
würden, wird das die Proble-
me knapper öffentlicher Kas-
sen und hoher Staatsverschul-
dung kaum lösen, solange
mehr als eine Million Beschäf-
tigte in Kurzarbeit stecken
und sich Deutschland milli-
onenfach Unterbeschäftigte
(siehe Vollbeschäftigung) leis-
tet. Eigenverantwortlich leben
sieht anders aus.

Geldwertstabilität
Im Jahresdurchschnitt 2009
lag der deutsche Verbraucher-
preisindex nur um 0,4 Prozent
höher als im Vorjahr. Das ist
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Die Soziale Marktwirtschaft im Februar 2010
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

zusammen aus den gesetzlich
definierten Arbeitslosen und
den Teilnehmern an Arbeits-
marktmaßnahmen, wie beruf-
liche Weiterbildung, Arbeits-
gelegenheiten, Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen, Al-
tersteilzeit. Das betraf im Ja-
nuar (ohne Kurzarbeit) knapp
4,8 Millionen Menschen. Die
Zahl der ALG-II-Bezieher be-
trug sogar 4,9 Millionen. Die
Zahl der von der BA genann-
ten offenen Stellen sank im Ja-
nuar dagegen auf 457 000.

Eigenverantwortung
Rund 41 Milliarden ¤ sind in
diesem Jahr zur „Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende“
(Hartz IV) vorgesehen, davon
26 Milliarden ¤ für das soge-
nannte ALG II, elf Milliarden ¤
für Eingliederung und Verwal-
tungskosten sowie vier Milli-
arden ¤ für Kosten der Unter-
kunft. Das sind zweifelsohne
beeindruckende Beträge. Da
liegt es für manchen nahe, in
diesem Bereich Kürzungen zu
fordern.

Das Problem dabei: Selbst
wenn sich die Politiker auf
Kürzungen einigen könnten
und den Druck auf Hartz-IV-

nach Aussage des Statistischen
Bundesamtes die niedrigste
Jahresteuerungsrate seit der
Wiedervereinigung, insbeson-
dere wegen gesunkener Preise
für Mineralölprodukte (minus
15,8 Prozent).

Allerdings hat die mit der
Geldpolitik beauftragte Europä-
ische Zentralbank in den ver-
gangenen Monaten die Geld-
menge zur Stützung der ein-
brechenden Konjunktur enorm
ausgeweitet, zum Teil mit zwei-
stelligen Wachstumsraten. Ob
damit die Krise eingedämmt
wurde, sei dahingestellt. Sicher
ist dagegen, dass diese Liqui-
dität den Märkten irgendwann
wieder entzogen werden muss.
Anderenfalls dürfte die Teue-
rungsrate des Jahres 2009 bald
nur noch eine blasse Erinne-
rung sein.

I N D E X

„Von allen politischen Idealen ist der Wunsch,
die Menschen glücklich zu machen,
vielleicht der gefährlichste.“
Karl Raimund Popper
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Teuerungsrate
Preisanstieg gegenüber Vorjahr
in Prozent

2005 1,5

2006 1,6

2007 2,3

2008 2,6

2009 0,4

Quelle: Statistisches Bundesamt
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